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Der Bundesminister der Verteidigung 

HI 3 -Az.: 28-20-02 


Bonn, den 22. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Mängel bei der Beschaffung von 96 Flugzeugen F-104 G 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/ 155 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD und 
der FDP wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß der Bundesrechnungshof — wie von dem Ma- 
gazin „Der Spiegel" am 30. September 1969 behauptet — in 
einem Prüfungsbericht über die Beschaffung von 96 Flugzeugen 
F-104 G schwere Versäumnisse und Mängel gerügt hat? 

Es trifft zu, daß der Bundesrechnungshof dem Bundesminister 
der Verteidigung im Zusammenhang mit der Beschaffung von 
96 Flugzeugen F-104 G Prüfungsmitteilungen grundsätzlicher 
Art zur Stellungnahme zugeleitet hat, die vom dargestellten 
Sachinhalt her als schwerwiegend angesehen werden müssen. 

2. Um welche wesentlichen Beanstandungen handelt es sich? 

Der Bundesrechnungshof vertritt in seinen Prüfungsmitteilun- 
gen insbesondere die Auffassung: 

a) Die verantwortlichen Bediensteten des Verteidigungsres- 
sorts hätten den damaligen Minister und dieser die Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages (Verteidigungs- und 
Haushaltsausschuß) über Umfang und Risiken der Weiter- 
entwicklung und damit über die Tragweite der zu treffenden 
Entscheidungen nicht ausreichend unterrichtet. Es sei ins- 
besondere verabsäumt worden darauf hinzuweisen, daß das 
Flugzeug, das beschafft werden sollte, „bisher nur als 
Schönwetterjäger für amerikanische Verhältnisse hergestellt 
worden war und erst noch zum Mehrzweckflugzeug mit 
Allwettereigenschaften umkonstruiert und weiterentwickelt 
werden mußte". 
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b) Der auf objektiv unrichtigen Informationen beruhende Ent- 
schluß des damaligen Ministers vom 22. Januar 1959, in 
Abweichung von dem üblichen Geräteentstehungsgang das 
Waffensystem gleichzeitig entwickeln und in Serie fertigen 
zu lassen, habe die Einführung des Flugzeuges in die Ver- 
bände erschwert und ihren Einsatz in den ersten Jahren 
behindert. 

c) Durch den Parallellauf von Entwicklung und Serienfertigung 
seien vermeidbare Ausgaben entstanden, die sich jedoch im 
einzelnen nicht genau beziffern ließen. 

d) Die Beschaffung des nichtbeschaffungsreifen Waffensystems 
habe erhebliche Nachteile, aber keine Vorteile erbracht. Ins- 
besondere sei für den großen Mehraufwand kein Zeitgewinn 
erreicht worden. Es hätten personelle Folgerungen gezogen 
werden müssen, als zu erkennen war, daß der damalige 
Minister und das Parlament über den Umfang der Entwick- 
lung und über andere für diese Entscheidung wichtige Tat- 
sachen nicht ausreichend, teilweise sogar unrichtig unter- 
richtet worden seien. 

e) Der Vertrag mit der Firma Lockheed sei mangelhaft vorbe- 
reitet worden. Die Firma Lockheed habe bei den Verhand- 
lungen nicht mehr im Wettbewerb gestanden; die deutsche 
Seite hätte dagegen unter Zeitdruck arbeiten müssen. Es 
hätte der starken Verhandlungsposition der Firma Lockheed 
wenigstens eine mit ausreichender Sach- und Fachkenntnis 
ausgestattete deutsche Vertretung entgegengestellt werden 
müssen. Auch seien keine Sachverständigen des US-Preis- 
rechts und mit den amerikanischen Beschaffungsvorschriften 
vertraute Personen zugezogen worden. Hieraus habe sich 
eine in verschiedenen Punkten ungünstige Vertragsgestal- 
tung für den Bund ergeben. 


3. Wie ist dazu die Stellungnahme des Bundesministers der Ver- 
teidigung? 


Der Bundesminister der Verteidigung wird seine Stellungnahme 
dem Bundesrechnungshof voraussichtlich in zwei Monaten zu- 
leiten können. Der zunächst vom Bundesrechnungshof vorge- 
merkte Termin vom 1. November 1969 konnte nicht eingehalten 
werden, weil es sich um einen komplexen Prüfungsstoff handelt 
und der Bundesrechnungshof überdies Vorgänge anspricht, die 
zum Teil bis zu 11 Jahren zurückliegen. Die Aufklärung der 
Sachverhalte ist besonders schwierig, weil die Wissensträger 
durchweg nicht mehr an ihren damaligen Arbeitsplätzen tätig 
sind. Ein Teil von ihnen ist inzwischen schon aus dem Bundes- 
dienst ausgeschieden. 
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Obwohl der Bundesrechnungshof auf Grund der Stellungnahme 
des Bundesministers der Verteidigung sich erst noch schlüssig 
werden muß, ob er über das Ergebnis der Prüfung eine soge- 
nannte Bemerkung aufstellen und dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat zuleiten wird, erklärt sich der Bundesmini- 
ster der Verteidigung bereit, über seine Stellungnahme gegen- 
über dem Bundesrechnungshof dem Parlament in Ergänzung zu 
dieser Antwort auf die Kleine Anfrage weiter zu berichten. 


4. Haben die Fehler der Vergangenheit Einfluß auf die gegen- 
wärtige und zukünftige Einsatzbereitschaft der Bundesluftwaffe? 


Die Schwierigkeiten der Vergangenheit in bezug auf die Ein- 
satzbereitschaft der F-104 G sind überwunden. 1968/69 hat der 
durchschnittliche Flugzeugklarstand in den Verbänden einen 
bisherigen Höchststand erreicht, der den NATO-Forderungen 
entspricht. Für die Zukunft ist zu erwarten, daß dieser Einsatz- 
bereitschaftsstand der F-104 G durch 

— Umrüsten der nach Phantom-Zuführung freiwerdenden Auf- 
klärungsflugzeuge auf Jagd- und Jagdbomberversion 

sowie 

— Lizenz-Nachbau von weiteren 50 Flugzeugen 
aufrechterhalten werden kann. 


In Vertretung 

Berkhan 



